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Die Bundestagsdebatte über den 
Haushalt 1992 ging recht inten

siv auf unterschiedliche M öglich
keiten zur Finanzierung der seit 1989 
erheblich gewachsenen Staatsauf
gaben ein. Recht pauschal wurden 
dagegen die W irkungen einzelner 
Maßnahmen auf die Einkommens
verteilung abgeschätzt.

Dabei mutete die zunächst ein
leuchtende Behauptung, eine Mehr
wertsteueranhebung auf 15% oder 
16% träfe hauptsächlich die unteren 
Einkommensgruppen, als zu voreilig 
an, wenn nicht die Überwälzungs
chancen der Unternehmen und m ög
liche Übenwälzungsaktionen der Ge
werkschaften abgeschätzt werden. 
Die andere Vermutung, die Abschaf
fung des gegenwärtigen Solidaritäts
zuschlags und die gleichzeitige Ein
führung einer Abgabe für die oberen 
Einkommensgruppen würde nur 
diese belasten, dürfte sich ange
sichts der Überwälzungsmechanis
men auch als Illusion heraussteilen.

Die erheblichen Um verteilungsef
fekte der Verschuldungspolitik wur
den dagegen -  wie üblich -  zu wenig 
gewürdigt. A llein die im Bundes
haushaltsplan 1991 ausgewiesenen 
Zinszahlungen von 42,5 Mrd. DM 
enthalten ein Um verteilungspoten
tial, das zusammen mit der Aufbrin
gung der Tilgungsbeträge ganz an
dere Dimensonen erreicht als die 
diskutierten Steuerveränderungen. 
Und die Gegenwart mit steigenden 
Zinsen und Preisen zeigt, daß die 
Folgen der seit zwei Jahren haupt
sächlich mit Kreditaufnahmen finan
zierten Vereinigungspolitik bereits 
nach kurzer Frist keineswegs un
m erklich geblieben sind - trotz man
cher Hoffnungen in dieser Richtung.

Die geforderte Abschaffung der 
Gewerbekapitalsteuer und die Sen
kung der betrieblichen Vermögen
steuer werden damit begründet, daß 

die W ettbewerbsfähigkeit der deut
schen Unternehmen erhöht werden 
müsse. S icherlich begünstigt jede 
Steuersenkung das Unternehmens
ergebnis; dennoch ist unter psycho-
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effekte
logischen Aspekten zu bezweifeln, 
daß gerade heute der rechte Zeit
punkt für eine Senkung von Unter
nehmenssteuern (selbst bei Rück
führung von Abschreibungserleich
terungen) und für eine gleichzeitige 
Erhöhung der Mehrwertsteuer ge
kommen ist -  auch wenn die In der 
politischen Auseinandersetzung ver
muteten Entlasteten und Belasteten 
keineswegs die endgültigen Gewin
ner oder Opfer der Steueränderun
gen sein müssen. Schließlich sollten 
sich manche Branchen fragen, ob sie 
ihre W ettbewerbsposition nicht auch 
dadurch schwächen, daß sie als Ta
rifpartner die bemerkenswert hohen 
Lohnforderungen -  besonders in 
W estdeutschland -  akzeptieren.

Angesichts des in der Bundesre
publik realisierten Volumens der 
Staatsaktivität dürften die hier disku
tierten Veränderungen der Steuer
einnahmen eher marginale M odifi
zierungen der bisher schon vom 
Staat beeinflußten Einkommensver
teilung bedeuten. Auf eine wesent
lich stärkere reale Umverteilung der 
Einkommen und Vermögen von 
West- nach Ostdeutschland, die man 
ja auch in Erwägung hätte ziehen 
können, wurde von vornherein ver
zichtet.

Die deutsche Vereinigung stellt

sich als eine radikale Veränderung 
der Rahmenbedingungen dar: Nach 
dem 3. Oktober 1990 in Deutschland 
zu leben, bedeutet eben, mit höheren 
öffentlichen Aufwendungen konfron
tiert zu sein und diese Last real auch 
mittragen zu müssen. Und diese Be
lastung wird um so höher ausfallen 
und um so länger andauern, je lang
samer die private W irtschaft im 
Osten wächst. Bestrebungen, die 
Auswirkungen dieser stärkeren öf
fentlichen Inanspruchnahme von 
Ressourcen nunmehr mit Hilfe von 
Lohn- und Preiserhöhungen weiter
zuwälzen, erweisen sich zunehmend 
als stabilitätsgefährdend.

Um diese Probleme etwas weni
ger brisant werden zu lassen, blie
ben als eigentlicher Fundus zur Kon
solidierung der Staatsfinanzen nur 
die Ausgaben. Mit einer Senkung der 
öffentlichen Ausgaben ist aber zu
nächst wohl nicht zu rechnen -  v ie l
leicht mit einer langsameren Zu
nahme. Aus Gründen der sonst ge
störten Einkommensverteilung pro
vozieren allein schon die geplanten 
geringfügigen Subventionskürzun
gen und die Abrüstungsmaßnahmen 
Forderungen nach Ausgleichspro
grammen in Milliardenhöhe.

Wenn dennoch das Ausgaben
wachstum durch die Kürzung bishe
riger Ausgaben wieder begrenzbar 
würde, böten diese Umschichtungen 
von Ressourcen innerhalb des öf
fentlichen Sektors eine zusätzliche 
Chance, den Staat zu einem effizien
teren Produktionsfaktor für die Ge
sam tw irtschaft zu gestalten und sei
nen Beitrag zur sozialen Abfederung 
von Strukturveränderungen zu si
chern. Das schon lange vor 1989 zu 
beobachtende Zögern bei der Um
strukturierung der öffentlichen Auf
gaben und Ausgaben führt nunmehr 
zusammen mit den aktuellen Anfor
derungen an eine Neustrukturierung 
der Etats verstärkt zu Engpässen. 
Gerade im öffentlichen Bereich gilt 
aber, wer zu spät Entlastungen oder 
auch notwendige Belastungen vor
nimmt, den bestraft die Marktwirt
schaft.
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